
 

SONDERAUSGABE ZUM JAHRESSTEUERGESETZ 2015 
 
 
 
 
Wichtige Informationen für Sie als Steuerpflichtigen 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die wichtigsten Änderungen in Gesetzgebung und Rechtsprechung 
informieren. 
 
Folgende Themen lesen Sie im Einzelnen: 
 

Alle Steuerzahler 
· Verjährung bei ressortfremden Grundlagenbescheiden 
· Anrechnung ausländischer Steuern verbessert 
· Korrektur widerstreitender Steueranrechnungen 
· Erweiterung der Mitteilungspflichten der Finanzbehörden zur Bekämpfung der 

Geldwäsche 
· Anpassung der Vollstreckungskosten 
· Änderungen bei der Basisrente 
· Änderung bei den Identifikationsnummern 
· Erstausbildung nun definiert 
· Steuerliche Berücksichtigung im Rahmen des Versorgungsausgleichs 
· Zuschläge für Kindererziehungszeiten 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
· Steuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
· Steuerfreie Arbeitgeberleistungen für bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Kapitalanleger 
· Steuerfreiheit für INVEST-Zuschuss 
· Berücksichtigung nachträglich vorgelegter Freistellungsaufträge 

Kinder 
· Familienausgleichsleistung bei Zwangspause wegen freiwilligem Wehrdienst 

Unternehmen/Beteiligungen 
· Billigkeitsregelungen bei der Festsetzung von Realsteuermessbeträgen 
· Örtliche Zuständigkeit bei Wohnsitz- oder Betriebsverlagerung 
· Teilabzugsverbot auch für Wertminderungen aus Gesellschafterdarlehen 

Umsatzsteuer 
· Steuerschuldnerschaft bei Metalllieferungen 
· Weitere Dialyseleistungen umsatzsteuerfrei 
· Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
· Monatliche Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen für Vorratsgesellschaften 

Sonstiges 
· Änderungen bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 



 

 
Haben Sie Fragen oder wünschen Sie einen Beratungstermin? Rufen Sie uns an oder 
senden Sie eine E-Mail. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Marcus Trapp 
Steuerberater 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

ALLE STEUERZAHLER 

Verjährung bei ressortfremden Grundlagenbescheiden 
Soweit für die Festsetzung einer Steuer ein Grundlagenbescheid bindend ist (z. B. Fest-
setzung des Einheitswerts eines Grundstücks für die Grundsteuer), endet die Festset-
zungsfrist (z. B. für die Grundsteuer) nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntgabe 
des Grundlagenbescheids (z. B. Einheitswertbescheid); sog. Ablaufhemmung. Grundla-
genbescheide ressortfremder Behörden (z. B. Bescheinigung der Steuerbefreiung für Bil-
dungsleistungen der zuständigen Kultusbehörde) haben diese Wirkung nur, wenn sie vor 
Ablauf der Festsetzungsfrist für die betroffene Steuer erlassen worden sind. Damit hängt 
das Schicksal eines Steuerbescheids, diesen an einen Grundlagenbescheid anzupassen, 
allein davon ab, ob die zuständige Behörde den Grundlagenbescheid rechtzeitig erlassen 
hat. Problematisch ist hierbei insbesondere, dass diese Behörde regelmäßig nicht weiß, 
wann die Festsetzungsfrist für den Steuerbescheid endet. 
Der Neuregelung bewirkt, dass für alle Grundlagenbescheide, die nicht den Vorschriften 
der Abgabenordnung unterliegen, grundsätzlich die Ablaufhemmung gilt - allerdings nur, 
soweit der fragliche Grundlagenbescheid vor Ablauf der Festsetzungsfrist bei der zustän-
digen Behörde beantragt worden ist. Damit trägt der Antragsteller nicht mehr das Risiko 
der Bearbeitungsfrist. Die Neuregelung gilt auch für Bescheide über Billigkeitsmaßnah-
men. 

Anrechnung ausländischer Steuern verbessert 
Ab 2015 wird der Anrechnungshöchstbetrag in der Weise ermittelt, dass ausländische 
Steuern höchstens mit der durchschnittlichen tariflichen deutschen Einkommensteuer auf 
die ausländischen Einkünfte angerechnet werden. Mit dieser Berechnungsmethode wird 
nicht mehr auf das Verhältnis zwischen ausländischen Einkünften und der Summe der 
Einkünfte abgestellt. Es wird die deutsche Steuer berücksichtigt, die auf die ausländi-
schen Einkünfte entfällt. Dadurch, dass auf ausländische Einkünfte der Steuersatz ange-
wandt wird, dem sie im Rahmen des zu versteuernden Einkommens tatsächlich unterlie-
gen, kommt es zu keiner Benachteiligung dieser ausländischen Einkünfte gegenüber in-
ländischen Einkünften, weil nun auch personen- und familienbezogene Abzugsbeträge bei 
der Steueranrechnung berücksichtigt werden. 

Korrektur widerstreitender Steueranrechnungen 
Wird eine Anrechnungsverfügung oder ein Abrechnungsbescheid auf Grund eines Rechts-
behelfs oder auf Antrag zurückgenommen und ein für den Rechtsbehelfsfüh-
rer/Antragsteller günstigerer Verwaltungsakt erlassen, können sowohl ihm gegenüber als 
auch gegenüber anderen Personen (z. B. Ehegatte oder Lebenspartner, Abtretungsemp-
fänger, Pfandgläubiger) durch Änderung einer Anrechnungsverfügung oder eines Abrech-
nungsbescheids die entsprechenden steuerlichen Folgerungen gezogen werden. War ein 
Dritter Rechtsbehelfsführer oder Antragsteller, sollen die Folgerungen auch gegenüber 
dem Steuerzahler und ggf. auch gegenüber anderen Personen (z. B. Ehegatte oder Le-
benspartner) gezogen werden können. Durch diese Korrekturvorschrift soll eine doppelte 
Anrechnung von Steuerzahlungen umfassend vermieden werden. Sie gilt seit 
31.12.2014, und zwar auch für Verwaltungsakte, die bereits zuvor ergangen sind. Hier-
durch erübrigt sich der bisher verwendete Widerrufsvorbehalt. 

Erweiterung der Mitteilungspflichten der Finanzbehörden zur Bekämpfung der 
Geldwäsche 
Die Finanzbehörden wurden berechtigt und verpflichtet, den im Bereich Geldwäsche zu-
ständigen Aufsichtsbehörden Anhaltspunkte für die Durchführung eines Bußgeldverfah-
rens gegen nach dem Geldwäschegesetz Verpflichtete des Nichtfinanzsektors mitzuteilen. 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

Mitzuteilen sind nur Tatsachen, die im Rahmen des Besteuerungsverfahrens bekannt ge-
worden sind. Die Finanzbehörden müssen nicht mehr prüfen, ob eine Ordnungswidrigkeit 
im Sinne des Geldwäschegesetzes vorliegen könnte. 
Zum Nichtfinanzsektor gehören beispielsweise Versicherungsvermittler, Treuhänder, Au-
tohändler, Juweliere, Immobilienmakler. 

Anpassung der Vollstreckungskosten 
Die nach der Abgabenordnung zu entrichtenden Gebühren wurden an die bereits erhöh-
ten Gerichtsvollziehergebühren und die Gebühren und Auslagen der Zivilprozessordnung 
angepasst. 

Änderungen bei der Basisrente 
· Wie bei der Riester-Rente ist nun auch bei der Basisrente und bei Kleinbetragsrenten 

alternativ zur monatlichen Auszahlung eine zusammengefasste jährliche Auszahlung 
möglich. 

· Die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung, einem Versorgungswerk oder einer 
privaten Basisrente können ab 2015 bis zum Höchstbetrag zur knappschaftlichen Ren-
tenversicherung (2015: 22.172 €) abgezogen werden. 

Änderung bei den Identifikationsnummern 
Die Steuer-Identifikationsnummer bzw. die Wirtschafts-Identifikationsnummer ist bei 
vorgeschriebenen Anträgen, Erklärungen oder Datenübermittlungen nun auch von Dritten 
zu verwenden. Wird die Identifikationsnummer wie z. B. im ELStAM-Verfahren und beim 
Kapitalertragsteuer-Abzug mehrfach benötigt, ist diese nicht jedes Mal neu zu erheben. 
Bei wirtschaftlich verbundenen Unternehmen wird die Zuordnung der Wirtschafts-
Identifikationsnummer durch die Speicherung eines zusätzlichen fünfstelligen Unterschei-
dungsmerkmals ermöglicht. 

Erstausbildung nun definiert 
Aufwendungen für eine Erstausbildung sind nur bis zu 6.000 € als Sonderausgaben ab-
ziehbar, für eine Zweitausbildung ist hingegen der unbegrenzte Abzug als Werbungskos-
ten oder Betriebsausgaben möglich. Eine Erstausbildung liegt grundsätzlich vor, wenn 
eine geordnete Ausbildung mit einer Mindestdauer von zwölf Monaten bei vollzeitiger 
Ausbildung und mit einer Abschlussprüfung durchgeführt wird. 

Steuerliche Berücksichtigung im Rahmen des Versorgungsausgleichs 
Zahlungen im Rahmen einer Ehescheidung oder Auflösung einer Lebenspartnerschaft an 
den Ausgleichsberechtigten als Gegenleistung für dessen Verzicht auf den Versorgungs-
ausgleich sind nun als Sonderausgaben abziehbar. Beim Empfänger sind die Leistungen 
zu versteuern. 

Zuschläge für Kindererziehungszeiten 
Die Steuerfreiheit für zu Versorgungsbezügen gewährte Zuschläge für nach dem 
31.12.2014 geborene Kinder oder danach begonnene Pflegezeiten wurde abgeschafft. 

ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Steuerliche Behandlung von Betriebsveranstaltungen 
Zuwendungen des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen sind bis 
zu 110 € je Arbeitnehmer und je Veranstaltung (für bis zu zwei Veranstaltungen jährlich) 
steuerfrei. Dabei handelt es sich seit 1.1.2015 nicht mehr um eine so genannte Freigren-
ze, sondern um einen Freibetrag. Das bedeutet, dass bei Überschreiten des Betrags von 
110 € nicht mehr die gesamte Zuwendung, sondern nur noch der 110 € übersteigende 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

Betrag versteuert werden muss. Dabei kann der Arbeitgeber von der Möglichkeit der 
Pauschalbesteuerung (25 %) Gebrauch machen. 
Bei der Ermittlung der dem einzelnen Arbeitnehmer zugeflossenen Zuwendungen sind 
Kosten, die der Arbeitgeber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der Betriebsver-
anstaltung aufwendet, einzubeziehen. Zuwendungen an den Arbeitnehmer und an dessen 
Begleitpersonen sind zusammenzurechnen. Eine steuerfreie Erstattung der Reisekosten 
kann zusätzlich erfolgen. Die Regelung gilt auch dann, wenn die Betriebsveranstaltung 
nur Betriebsteile (betriebliche Organisationseinheiten von einiger Bedeutung und Größe) 
betrifft. 

Steuerfreie Arbeitgeberleistungen für bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf 
Bestimmte Leistungen des Arbeitgebers, die der besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf dienen, sind ab dem Veranlagungszeitraum 2015 steuerfrei. Dabei handelt es sich 
zum einen um Vermittlungs- und Beratungsleistungen durch ein vom Arbeitgeber beauf-
tragtes Dienstleistungsunternehmen, das den Arbeitnehmer hinsichtlich der Betreuung 
von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen berät oder hierfür Betreuungspersonen 
vermittelt. Daneben kann der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern auch bestimmte Betreu-
ungskosten, die kurzfristig aus zwingenden beruflich veranlassten Gründen entstehen 
und die den üblicherweise erforderlichen regelmäßigen Betreuungsbedarf übersteigen, bis 
zu einem Höchstbetrag von 600 € pro Jahr ersetzen. 

KAPITALANLEGER 

Steuerfreiheit für INVEST-Zuschuss 
Der INVEST-Zuschuss für Wagniskapital, der im Mai 2013 zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Beteiligungskapital eingeführt wurde, wird steuerfrei gestellt. 
Business Angels erhalten danach für ihre Investments in nicht börsennotierte Kapitalge-
sellschaften einen Zuschuss von 20 % der investierten Summe. Erfasst sind nur Investi-
tionen zwischen 10.000 € und 250.000 €. 
Die Regelung soll mehr privates Beteiligungskapital als bislang mobilisieren. Die Steuer-
befreiung ist notwendig, damit der Zuschuss nicht durch eine Besteuerung teilweise wir-
kungslos wird. 

Berücksichtigung nachträglich vorgelegter Freistellungsaufträge 
Bei der Kapitalertragsteuer ist der Abzugsschuldner (in der Regel die Bank) seit 1.1.2015 
verpflichtet, auch nachträglich vorgelegte Nichtveranlagungsbescheinigungen und Frei-
stellungsaufträge zu berücksichtigen. Das gilt längstens bis zur Ausstellung der Steuerbe-
scheinigung. 

KINDER 

Familienausgleichsleistung bei Zwangspause wegen freiwilligem Wehrdienst 
Kinder sind auch während Zwangspausen von höchstens vier Monaten, die zwischen ei-
nem Ausbildungsabschnitt und Zeiten der Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes lie-
gen, im Familienleistungsausgleich zu berücksichtigen. Dementsprechend besteht für ein 
Kind, das seine Ausbildung wegen der Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes unter-
bricht, für einen Übergangszeitraum von jeweils bis zu vier Monaten sowohl vor als auch 
nach diesem Dienst ein Anspruch auf Kindergeld oder einen Kinderfreibetrag. 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

UNTERNEHMEN/BETEILIGUNGEN 

Billigkeitsregelungen bei der Festsetzung von Realsteuermessbeträgen 
Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) auf dem Gebiet der Einkommen- 
oder Körperschaftsteuer insbesondere zur Festlegung des Steuergegenstands oder zur 
Gewinnermittlung können auch Billigkeitsregelungen aus sachlichen Gründen enthalten. 
Diese Billigkeitsregelungen finden auch bei der Festsetzung des Gewerbesteuermessbe-
trags seitens der Landesfinanzbehörden Eingang, soweit dies nicht ausdrücklich ausge-
schlossen ist. Eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) zum sog. Sanierungserlass 
ließ an der langjährigen Verwaltungspraxis zweifeln. Mit der Änderung werden diese 
Zweifel beseitigt. Sachliche Billigkeitsregelungen, die in allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften der Bundesregierung, einer obersten Bundesfinanzbehörde (BMF-Schreiben) 
oder einer obersten Landesfinanzbehörde enthalten sind, können daher auch bei der 
Festsetzung von Gewerbesteuermessbeträgen beachtet werden. Das gilt für Entscheidun-
gen ab dem 1.1.2015, auch für Besteuerungszeiträume davor. 

Örtliche Zuständigkeit bei Wohnsitz- oder Betriebsverlagerung 
Einkünfte aus einer gewerblichen Tätigkeit, einer land- und forstwirtschaftlichen Tätigkeit 
oder einer freiberuflichen Tätigkeit werden gesondert festgestellt, wenn das sog. Tätig-
keitsfinanzamt nicht auch das Wohnsitzfinanzamt ist. Maßgebend für die Frage, ob eine 
gesonderte Feststellung durchzuführen ist oder nicht, sind die Verhältnisse zum Schluss 
des Gewinnermittlungszeitraums. 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs gab es Unsicherheiten über die Zustän-
digkeit bei Wohnsitz- oder Betriebsverlagerungen. 
Daher ist nun geregelt, dass für die Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit die aktuellen 
örtlichen Verhältnisse auch für Feststellungszeiträume vor dem Ortswechsel maßgebend 
sind. Die Entscheidung der Frage, ob eine gesonderte Feststellung durchzuführen ist oder 
nicht, richtet sich aber weiterhin nach den Verhältnissen zum Schluss des Gewinnermitt-
lungszeitraums. 

Teilabzugsverbot auch für Wertminderungen aus Gesellschafterdarlehen 
Bisher unterliegen Wertminderungen von im Betriebsvermögen gewährten Gesellschaf-
terdarlehen auch dann nicht dem Abzugsverbot, wenn die Darlehensüberlassung nicht 
fremdüblich und damit durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst war. Die Beteiligung 
an der Körperschaft einerseits und das Darlehen andererseits sind selbständige Wirt-
schaftsgüter. Das Abzugsverbot bezieht sich nach dem bisherigen Gesetzeswortlaut nur 
auf die Beteiligung an der Körperschaft selbst, nicht aber auf die Fälle von Substanzver-
lusten auf Grund der Hingabe von Darlehen an die Körperschaft. 
Nun ist das Abzugsverbot auch auf die Fälle von Substanzverlusten auf Grund der Hinga-
be von Darlehen an die Körperschaft zu gesellschaftsrechtlich motivierten, nicht fremdüb-
lichen Konditionen ausgedehnt. 
Außerdem wurde geregelt, dass bei einer aus gesellschaftsrechtlichen Gründen nicht 
fremdüblichen Überlassung von Wirtschaftsgütern an eine Kapitalgesellschaft, an der der 
Überlassende zu mindestens 25 % beteiligt ist (insbesondere in Betriebsaufspaltungsfäl-
len), das Teilabzugsverbot auch für die Betriebsvermögensminderungen, Betriebsausga-
ben oder Veräußerungskosten (Refinanzierungskosten, Unterhaltungsaufwendungen des 
Besitzunternehmens) eingreift. 
Die Neuregelung gilt für ab dem 1.1.2015 beginnende Wirtschaftsjahre. 



 
 
 
 
 
 
 
 

 

UMSATZSTEUER 

Steuerschuldnerschaft bei Metalllieferungen 
Die mit Wirkung zum 1.10.2014 eingeführte Steuerschuldnerschaft des Leistungsemp-
fängers bei Metalllieferungen wird eingeschränkt. Selen und Gold sowie Draht, Stangen, 
Bänder, Folien, Bleche und andere flachgewalzte Erzeugnisse und Profile aus unedlen 
Metallen sind nicht mehr erfasst. 
Außerdem wurde für Metalllieferungen gemäß der Anlage 4 zum Umsatzsteuergesetz (wie 
für die Lieferung von Mobilfunkgeräten) eine Bagatellgrenze von 5.000 € eingeführt und 
so der Anwendungsbereich der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers einge-
schränkt. 
Hinweis: Mit einem aktuellen Schreiben erweitert das Bundesministerium der Finanzen 
die Nichtbeanstandungsregelung zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers: 
Bei Lieferungen von Edelmetallen, unedlen Metallen, Selen und Cermets nach dem 
30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 wird es nicht beanstandet, 
· wenn die Vertragspartner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft des leis-

tenden Unternehmers ausgegangen sind oder 
· wenn die Vertragspartner einvernehmlich die Steuerschuldnerschaft des Leistungs-

empfängers angewendet haben, obwohl der leistende Unternehmer Steuerschuldner 
wäre. 

Weitere Dialyseleistungen umsatzsteuerfrei 
Einrichtungen, mit denen Verträge nach dem SGB V über die Erbringung nicht ärztlicher 
Dialyseleistungen bestehen, sind nun auch von der Umsatzsteuer befreit und wurden 
damit zugelassenen Dialysezentren gleich gestellt. 

Erweiterung der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers 
Bei Vorliegen konkreter Hinweise auf unvermittelt auftretende schwerwiegende Betrugs-
fälle, die einen größeren Steuerschaden zur Folge hätten, kann das Bundesministerium 
der Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats regeln, dass für 
die Dauer von maximal neun Monaten die Reverse-Charge-Regelung (d. h. Steuerschuld-
nerschaft des Leistungsempfängers) auch für diese Fallgruppen gilt. 

Monatliche Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen für Vorratsgesellschaf-
ten 
Bei Übernahme einer Vorratsgesellschaft oder eines Firmenmantels besteht seit 1.1.2015 
im Jahr der Übernahme und im folgenden Jahr die Pflicht zur monatlichen Abgabe von 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen. 

SONSTIGES 

Änderungen bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
Der Bundesrechnungshof hat in der Vergangenheit die Gewinnermittlung nach Durch-
schnittssätzen gerügt. Die wesentlichen festgestellten Mängel betreffen jedoch nicht die 
Grundbeträge für die übliche landwirtschaftliche Nutzung, sondern die Erfassung von Ge-
winnen aus Tätigkeiten in Sonderbereichen, z. B. erhebliche Tierzucht und Tierhaltung; 
Sondernutzungen wie Spargel-, Obst-, Wein- und Gartenbau; Dienstleistungen sowie 
Veräußerung und Entnahme von wertvollem Anlagevermögen. 
Grundsätzlich wird an der pauschalen Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen für 
kleinere land- und forstwirtschaftliche Betriebe festgehalten. 
Die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen ist nur dann vorrangig anzuwenden, 
wenn für den jeweiligen Betrieb keine Buchführungspflicht besteht. Durch die Differenzie-



 
 
 
 
 
 
 
 

 

rung zwischen der landwirtschaftlichen Nutzung und den übrigen Nutzungen wird den 
unterschiedlichen Betriebstypen innerhalb der Land- und Forstwirtschaft Rechnung getra-
gen. Die für Klein- und Nebenerwerbsbetriebe mögliche pauschale Gewinnermittlung wird 
an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst. 
Dazu erfolgte eine Beschränkung der Pauschalierung, die künftig nur bis 20 Hektar und 
nur für kleinere Sondernutzungen möglich sein wird. Einheitliche Grundbeträge für die 
landwirtschaftliche Fläche und einheitliche Zuschläge ab der 25. Vieheinheit sollen die 
Berechnung vereinfachen. 
Im Bereich Forstwirtschaft müssen die Betriebseinnahmen konkret erfasst werden, je-
doch können Betriebsausgabenpauschalen abgezogen werden. 
Für Sondernutzungen sind Durchschnittssatzgewinne vorgesehen. Außergewöhnliche Er-
eignisse, wie der Verkauf von Anlagevermögen ab 15.000 € oder Entschädigungen, sind 
zusätzlich zu erfassen. 
Für dem Grunde nach gewerbliche Tätigkeiten gibt es einen Gewinnansatz mit 40 % der 
Einnahmen. 
Die Änderungen gelten erstmals für Wirtschaftsjahre, die nach dem 30.12.2015 enden. 


